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Landgericht München I, Urteil vom 9.8.2007 – 12 O 18199/06:

"I. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines für den Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht festzusetzenden
Ordnungsgeldes […] sich […] auf diese Klausel zu berufen:
Die […] behalten sich vor, den Wahltarif im Bedarfsfall 01.10. anzupassen.“

Das Landgerichtgericht München I hat sich als erstes in einer Serie von Gerichtsurteilen dieses Jahr mit der Frage der
Zulässigkeit von Preisanpassungsklauseln beschäftigt. Es kam dabei zu dem Ergebnis, dass jedenfalls eine Klausel, die
völlig willkürlich und unabhängig von der Steigerung des Heizölpreises eine Kostenanpassung zu Lasten des Kunden
ermöglicht, rechtswidrig ist.

Hanseatisches Oberlandesgericht Bremen, Urteil vom 16.11.2007 – 5 U 42/06:

„Gründe: […] Zutreffend ist das Landgericht zu der Feststellung gelangt, dass die von der Beklagten bzw. Ihrer
Rechtsvorgängerin verwendeten Preisanpassungsklauseln in allen hier in Rede stehenden Fassungen einer
Inhaltskontrolle aufgrund der Vorschriften über das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach § 307 Abs.1
BGB nicht Stand halten, weil sie die Kläger entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen.
[…]
Eine Transparenz im vorgenannten Sinne erfordert vor allem aber eine Regelung darüber, welche quantitative
Gewichtung den einzelnen Bezugsfaktor im Hinblick auf die Kalkulation des Gaspreises zukommt (vgl. BGH, NJW
2007,1054, 1055). Kostenbasierte Preisanpassungsklauseln sind deshalb nur dann zulässig, wenn sie auf objektiv
nachvollziehbaren und von unternehmensinternen Entscheidungen des Versorgers unabhängigen Kriterien beruhen, deren
Gewichtung im vorhinein angegeben wird. […]“

Mit diesem Urteil hat das Hanseatische Oberlandesgericht die Preisänderungsbestimmungen mit dem Wortlaut: „Die
Stadtwerke sind berechtigt, die vorgenannten Preise im gleichen Umfang im gleichen Umfang wie ihr Vorlieferant an die
Lohnkosten- und die Heizölpreisentwicklung anzupassen.“ für unwirksam erklärt. In der Ausgangsklausel war eine
genaue Definition der Löhne und der Heizölpreise gegeben worden. Dieses Urteil lässt einen interessanten Rückschluss
auch auf andere Preisgleitklauseln zu. Interessant ist nämlich der Gesichtpunkt, dass danach sich auch in der Gewichtung
der einzelnen Faktoren der Preisgleitklausel die Gewichtung der tatsächlichen Erhöhung widerspiegeln muss. Dies dürfte
bei den meisten Preisgleitklauseln nicht der Fall sein.

Landgericht Köln, Urteil vom 24.10.2007 – 26 O 91/06:

„I. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht
festzusetzenden Ordnungsgeldes […] sich bei der Abwicklung bestehenden Vertragsverhältnisses auf diese Klausel zu
berufen:
1) In dem Vertrag fairRegio erdgas anlage 47, Ziffer 1.3 und in dem Sondervertrag V (Vollversorgung Erdgas) Anlage
41, Ziffer 2 bezüglich folgenden Wortlautes für den Arbeitspreis
a) in dem Vertrag „fairRegio erdgas“ Anlage 47, Ziffer 1.1:
für die ersten 4.972 kWh/Jahr
AP = 3.21. + 0,092 x (HEL – 25,39) + 0.2024 in ct/kWh
Von 4.973 bis 99.447 kWh/Jahr
AP = 2,88 + 0,092 x (HEL – 25,39) + 0.2024 in ct/kWh
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alle weiteren kWh/pro Jahr
AP 2,83 + 0,092 x (HEL – 25,39) + 0,2024 in ct/kWh“

Mit diesem Urteil war, soweit dem Unterzeichner bekannt, das erste Mal eine Klage gegen die Preisanpassungsklausel
der Rheinenergie AG erfolgreich. Wichtig ist vor allem die Passage auf Seite 10 des Urteils. Darin führt auch das
Landgericht Köln aus: „Zudem fehlt es in dieser Preisanpassungsklausel auch an einer Gewichtung der einzelnen
Kostenelemente im Hinblick auf Ihre Bedeutung für die Kalkulation des Preises.“
Dies ist die bereits bei dem Hanseatischen Oberlandesgericht bericht vorzufindende Argumentationslinie. Es bleibt daher
abzuwarten, wie das Landgericht Köln die Zulässigkeit der Preisanpassungsklauseln der Rheinenergie AG zukünftig
beurteilen wird.

 

 

Portrait

Lösungen von Mensch zu Mensch

Vom ersten Tag an sind wir nah bei Ihnen: Beratung auf Augenhöhe, genau zu den für Sie wichtigen Themen. In der
Umsetzung erleben Sie mit uns absolute Transparenz bei allen Aktivitäten: klare Kommunikation statt juristischem
Fachchinesich. Und im Umgang mit dem Streitgegner suchen wir zuerst unkomplizierte menschliche Lösungen, bevor
wir die rechtlichen Möglichkeiten in Ihrem Sinne voll ausschöpfen.

Kompetenz in Sachfragen ist bei uns selbstverständlich.

Bei uns finden Sie aber darüber hinaus die umfassende Beratung, die zu einer wirklichen Lösung Ihres Problems führt.
Im Idealfall präventiv - schon lange, bevor es wirklich zu Krise und Konflikt kommt.

Vollständige Begleitung mit Tempo

Als unsere zentrale Aufgabe sehen wir die Entlastung unseres Mandanten. Geben Sie uns Ihr Problem, wir bearbeiten es
vollständig bis zur Lösung. Und wir sind schnell, ohne Umwege und endlose Wiedervorlagen. So haben Sie den Kopf frei
für Ihre erfolgreiche Arbeit.

Kompetenz

Ein wichtiger Ansatz der Rechtsanwälte Dr. Krieg & Kollegen: Kein Stückwerk. Eine zielgerichtete Lösung hat viele
Facetten, und deswegen kooperieren in unserem Netzwerk Juristen, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Buchhalter. So
sind Sie von Anfang an auf alles vorbereitet.
Weitere und ausführliche Informationen bietet Ihnen unser Flyer zum Thema 'Rechtsberatung', den Sie gerne per E-Mail
anfordern können. Gerne stellen wir uns auch in den direkten Dialog mit Ihnen. Wann dürfen wir Sie anrufen?
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https://www.openpr.de/news/179495/Strompreise-seit-2000-um-50-Prozent-gestiegen.html
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